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Teber die Reform des Heimats- und Armenrechtes 
im norddeutſchen Hunde, 


Der Reichstag des norddeutſchen Bundes beſchältigt ſich zur Zeit 
mit einem der wichtigſten und zugleich ſchwlerigſten Gegenſtande des 
öffentlichen Rechtes, mit der Verpflichtung des Staates und der Com⸗ 
munen zur Unterſtützung verarmter und hilfloſer Staatsangehöriger. 

Die preußiſche Provinzial⸗Correſpondenz ſpricht ſich über das 
Weſen dieſer Frage und den Gang der Verhandlung über dieſelbe 
in nachſtehender Weiſe aus: 

Das Heimats⸗ und Armenrecht muß im Zufammenhange mit 
den neuen Einrichtungen des Bundes eine anderweitige und gemein⸗ 
ſame Regelung erfahren. Die Bundesverfaſſung hat für den ganzen 
Umfang des Bundesgebietes ein gemeinſames Indigenat (eine gemein⸗ 
Tante Staatsangehörigkeit) geſchaffen, mit der Wirkung, daß der An⸗ 
gehörige eines jeden einzelnen Staates im Bunde in jedem anderen 
Bundesſtaate als Inländer zu behandeln und demgemäß zum feſten 
Wohnfitze, zum Gewerbebetriebe, zu öffentlichen Aemtern, zur Erwer⸗ 
bung von Grundſtücken, zur Erlangung des Staatsbürgerrechtes und 
zum Genuſſe aller ſonſtigen bürgerlichen Rechte ganz ebenſo wie der 
Einheimiſche zugelaſſen werden muß. Dieſe gemeinſame Staatsange⸗ 
hörigleit im Bunde hat in der Zeit feit der Errichtung der Bundes⸗ 
verfaſſung noch eine bedeutend weitere Entwickelung erhalten durch die 
Geſetze über die Freizügigkeit und über die Aufhebung der polizeili⸗ 
chen Beſchränkungen der Eheschließung, fo wie durch die gemeinfame 
Gewerbe⸗Ordnung für den norddeutſchen Bund. Nachdem aber das 
Geſetz Über die Freizügigkeit den norddeutſchen Bundesangehörigen 
ein allſeitig gleichmäßiges Recht auf Niederlaſſung, die Gewerbe- Ord⸗ 
nung ebenſo die volle Befugniß zur Begründung des Gewerbebetrie⸗ 
bes gewährt hatten, war es unerläßlich, daß auch die Beſtimmungen 
der einzelnen Landesgeſetzgebungen über den Erwerb und Verluſt des 
Heimatsrechtes und die damit zuſammenhängende Verpflichtung zur 
Armenpflege durch ein Bundesgeſetz eine übereinſtimmende und gleich⸗ 
müßige Regelung finden. Die Bundesverfaſſung hatte zunächſt zwar 
beſtümmt, daß die beſtehenden Vorſchriften über die Armenverſorgung 


und die Aufnahme in den einzelnen Gemefndeverband durch jenen all⸗ 
gemeinen Grundſatz in Betreff des gemeinſamen Indigenats nicht 
ohne Weiteres berührt werben ſollten; doch wurden der Baauſſichti⸗ 
gung und der weiteren Geſetzgebung des Bundes ausdrücklich auch 
die Beſtimmungen über Freizügigkeit, über Heimats- und Niederlaf'⸗ 
fungsverhaltniſſe u. ſ. w. vorbehalten. Der Wunſch nach einem 
gemeinſamen Heimatsrechte ift im Zuſammenhange mit den erwähn⸗ 
ten Geſetzen ſowohl im Reichstage, wie im Bundesrathe von vorn⸗ 
herein enkſchieden zur Geltung gelangt; unr die Schwierigkeit des 
Gegenſtundes und die erheblichen Mewongaverſciedenhelen, welche 
dabei zunächſt innerhalb der verbündeten Regierungen zu überwinden 
waren, haben die Löſung der Aufgabe bisher verzögert. 

In der gegenwärtigen Sejfton iſt dem Reichstage einerſeits ein 
Geſetzeutwurf über Erwerbung und Verluſt der Staatsangehörigkeit 
im Bunde, andererſeits ein Entwurſ über den Unterſtützungs⸗ 
Wohnſitz vorgelegt worden. Die Frage in Betreff des Unter⸗ 
ſtützungs⸗Wohnſihes bildet eine der ſchwierigſten Aufgaben, deren Lür 
fung der Bundesgeſetzgebung bisher zugefallen iſt; es gibt kaum ein 
anderes Geblet, auf welchem die Verſchiedenheit in den einzelnen 
deutſchen Staaten jo groß wäre, wie in Betreff des Heimats⸗ und 
Armenrechtes, fo daß die Herſtellung völliger Rechtseinheit in dieſer 
Beziehung nicht ohne tief eingreifende Veränderungen möglich iſt. Die 
Armengefetze in den Bundesſtaaten ſcheiden ſich nach zwei grundſäg⸗ 
lich verſchiedenen Richtungen. Die bisherige preußſche Armengeſetz⸗ 
gebung, wie fie in den bis 1866 zur preußiſchen Monarchie gehöri⸗ 
gen Landestheilen (auf Grund der Geſetze von 1842 und 1855) 
befteht, beruhet auf dem Grundſatze der Freizügigkeit, nach welchem 
der Einzelne nicht für immer an einen und denſelben Heimatsort 
gebunden iſt, ſondern einen Unterſtützungswohnſitz durch den Ablauf 
einer beſtimmten Felt erwerben kann, nämlich entweder durch don 
unter ausdrücklicher und förmlicher Anmeldung begründeten und ein 
Jahr laug ſortgeſetzten Wohnſitz oder durch dreijährigen bloßen Auf⸗ 
enthalt nach exlangter Großjährigkeit. Eine Geburtsheimat findet nur 
für die Kinder an dem Unterſtützungswohnſitze des Vaters bis nach 
erlangter Großjährigkeit ſtatt. Der Verlust des Unterſtützuugswohn⸗ 
ſitzes tritt ein durch dreijährige Abweſenheit aus der Gemeinde, außer 
wenn die Abweſenheit durch blos vorübergehende Verhältniſſe veran⸗ 
laßt worden iſt. Die Verpflichtung zur Armenpflege ruht auf den 
Ortsarmennerbäuden; die Fürſorge für ſolche Verurmte, welche kei⸗ 
neu Unterſtützungswahnſitz haben, liegt den Land⸗Armenverbänden ob. 
Die Armengefetzgebungen der übrigen Bundesſtaaten dagegen, fo wie 
in den neu erworbenen Landestheilen Preußens, find zwar unter ſich 
ſehr weſentlich und mannigfaltig verſchieden, beruhen jedoch in ſofern 
ſämmtlich auf einer und derſelben Grundlage, als das Recht auf 
Armenverſorgung überall als ein Ausfluß des Heimatsrechtes, der an⸗ 
geborenen vollen Augehörigkeit an einen beſtimmten Ort gilt. Die 
Geſetzgebung welſt hiernach jedem Inländer einen beſtimmten Heimats⸗ 
ort an; in der Regel bleibt der Geburks⸗Heimatgort geltend, in ſofern 
nicht eine andere Heimat durch ausdrückliche Aufnahme in einen Ge⸗ 
meindenerband oder auf andere geſetzliche Weiſe erworben iſt. Des 
durchgreifendſte Unterſchied dieſer (gemeinrechtlichen) Heimatgefetzhebkung 
von der preußischen liegt darin, daß der Verluſt der einmal erworbe⸗ 
nen Heimat nicht durch einen Zeitublauf, fondern nur nach Erwerb 


einer anderen Heimat eintritt. Bei der tiefen grundſützlichen Verſchie⸗ 
denheit der beiden beſtehenden Syſteme und Gruppen vou Armen⸗ 
geſetzgebung war es uicht leicht zu entſcheiden, welchen Weg die Bun⸗ 
desgeſetzgebung einzuſchlagen habe, um zu einer befriedigenden Aus⸗ 
gleichung der Hinderniſſe zu gelangen, welche daraus für die volle 
Entfaltung der Freizügigkeit eutfpriugen. Die preußische Regierung 
war von vorn herein der Anficht, daß der einfachſte, unmittelbar zum 
Ziele führende und der ſonſtigen Bundesgeſetzgebuug an meiſten ent⸗ 
ſprechende Weg darin beſtehen würde, unter Aufhebung aller geſon⸗ 
derten Heimatsgeſetze ein einheilliches Recht für das ganze Buudes⸗ 
gebiet in der Weiſe zu ſchaffen, daß für jeden Norddeutſchen in jeder 
Gemeinde innerhalb aller Bundesſtaaten der Erwerb, fo wie der Ver⸗ 
Luft des Unterſtützungswohnſitzes nach gleichmäßigen Vorſchriften gere⸗ 
gelt würde. Diefe Auffaſſung der preußiſchen Regierung begegnete je⸗ 
doch lebhaften Bedenken auf Seiten der übrigen Bundesregſerungen. 
Es wurde geltend gemacht: die Heimatsgeſetzgebung bilde, namentlich 
in ihrem engen Zuſammenhange mit dem Gemeindeweſen, in den mei⸗ 
ſten Bundesſtaaten eineu fo wichtigen Beſtandtheil des gefammten 
öffentlichen Rechtszuſtandes, daß ihre gänzliche Aufhebung oder Um⸗ 
geſtaltung nicht ohne tief einſchneldende Rückwirkungen auf die feit 
lange eingebürgerten und eben darum liebgewordenen Verhältniſſe 
würde vor ſich gehen können. Die Bundesgeſetzgebung würde nicht 
wohl daran thun, gerade auf dem vorliegenden Gebiete über das all⸗ 
feitig anerkaunte, dringendſte Bedürſniß hinaus mit Aenderungen des 
beſtehenden Rechtszuſtandes vorzugehen; es ſei vielmehr nach einer 
Löſung der Frage zu ſuchen, welche geeignet erſchlene, unter moͤglich⸗ 
ſter Schonung werthgehaltener Eigenthümlichkeiten nur den erheblich⸗ 
ſteu, im Gefolge der Freizügigkeit auf dem Gebiete des Heimats⸗ 
weſens und der Armenpflege hervorgetretenen Mißſtänden im gegen⸗ 
ſeitigen Verhältniſſe der verſchledenen Bundesſtagten zu einander 
Abhilfe und damit dem für den Augenblick dringendsten Bedürfniſſe 
Befriedigung zu verſchaffen. Eine ſolche Löſung wurde ſeitens der 
Mehrheit im Bundesrathe darin gefunden, daß die Bundesgeſetzgebung 
ſich des Eingreifens in die innere Armengeſehgebung der einzelnen 
Bundesſtaaten enthalten, alfo die einzelnen Heimatsgeſetze im Weſent⸗ 
lichen unberührt laſſen, und nur in der Beziehung gemeinſame und 
gleichmäßige Vorſchriften geben ſolle. wie jedem Norddeutſchen im 
ganzen Bundesgebiete die Möglichkeit eines Unterſtutzungswohnſſtzes 
außerhalb ſeines Heimatsſtaates zu ſichern ſei. Die Rechte und Pflich⸗ 
ten innerhalb der einzelnen Staaten ſollten mithin in ihrer großen 
Verſchiedenheit und Mannigfaltigkeit unveründert fortbeſtehen, und 
nur die Rechte der Bundesangehörigen in auderen als ihren Heimats⸗ 
ſtaaten und die Beziehungen der verſchiedenen Staaten unter einander 
ſollten übereinſtimmend und elaheitlich geregelt werden. 

Hierauf beruht der dem Reichstage vom Bundesrathe vorgelegte 
Entwurf. Der Reichstag iſt jedoch in ſeiner weit überwiegenden Mehr⸗ 
heit dem Standpunkte des Bundesrathes nicht beigetreten, vielmehr 
in Uebereinſtimmung mit den urſprünglichen Vorſchlägen der preußi⸗ 
ſchen Regierung von dem Gedanken ausgegangen, daß die Ordnung 
dieſer Angelegenheit, ſofern fie auf dem Wege der Bundesgeſetzgebung 
erfolge, eine gleichartige für ſämmtliche Norddeulſche und für das 
gefammte Bundesgebiet fein müſſe. Dem Geiſte der Bundesberfaſſung 
und ihren ausdrücklichen Beſtimmungen entspreche es allein, für alle 
Norddeutſchen ein einheitliches norddeutſches Heimats⸗ und Nieder⸗ 
laffungsrecht zu gründen, nicht aber ein Heſmatsrecht einzuführen, 
welches erſt dann für den Einzelnen wirken werde, wenn er die 
Grenzen des Staates feiner beſonderen Angehbrigkeit überſchreite. 
Hierin würde ein Rückſchritt hinter die von der Bundesverfaſſung 
getroffenen Anordnungen liegen; denn dieſelbe halte als Regel den 
Grundfatz feſt, daß innerhalb jedes Einzelſtaates alle Norddeutſchen 
nach gleichein Rechte behandelt werden ſollen. Jundein hiernach der 
einheitlichen Regelung des Armenrechts der Vorzug gegeben wurde, 
fragte es ſich weiter, welches der beiden erwähnten Syſteme, das alt⸗ 
preußiſche oder das gemeinrechtliche bei der Regelung zu Grunde ge⸗ 
legt werden ſolle. Der Reichstag gab mit überwiegender Mehrheit 
dein preußiſchen Syſteme entſchieden den Vorzug. Die öffentliche Pflicht 
zur Unterſtützung eines Hilfsbedürftigen ſtehe in nothwendigem, inne⸗ 
ren Zusammenhange mit der wirthſchaftlichen Seite des Staatswe⸗ 
fens. Der Staat in feiner Geſammtheit bilde gegenwärtig ein großes 
wirthſchaftliches Gebiet für die Thätigkeit aller feiner Angehörigen, 
für den freien Austauſch ihrer Krafte, als wirthſchaftliche Heimat 
erſcheine das Vaterland in feiner Geſammtheit und der freien Wil⸗ 
lensbeſtimmung des Einzelnen bleibe es überlaſſen, wie und wo er 
ſeine wirthſchaftliche Thätigkeit entfalten und zu dieſem Behufe ſeinen 
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Aufenthalt nehmen wolle. Dieſer Gedanke ſei es, der die politiſche 
und wirthſchaftliche Verfaſſung des Staates der Gegenwart, des nord⸗ 
deutſchen Staates durchdringe. Die bisherige Bundesgeſetzgebung über 
Freizügigkeit, Verehelichungsfretheit, Gewerbefreiheit, Paßfreiheit ꝛc. 
beruhe auf demſelben Gedanken wie das alipreufifche Syſtem des 
Armenrechts. Die Ausdehnung desſelben auf den Bund fei nur ein 
weiterer Schritt auf dem einmal betretenen Wege Der Reichstag 
hat ſchließlich noch eine wichtige Beſtimmung Hinzugefügt, indem zur 
Entſcheidung von Streitigkeiten zwiſchen mehreren Armenverbändeu. 
welche verſchiedenen Staaten angehören, ein beſonderes Bundes alnt 
errichtet werden ſoll. Es iſt dies eine Einrichtung von großer Bedeu⸗ 
tung für die weitere Entwickelung der Verwalkungsverhältniſſe auch 
auf anderen Gebieten. 

Wir bemerken zu dieſer für öfterreichijche Staatsmänner 
Geſetzgeber beherzigenswerthen Darſtellung Folgendes: 

Die preußiſche Geſetzgebung verfolgt auf dieſem Gebiete die Bere 
wirklichung der Geſichtspunkte, welche durch das wirthſchaftliche Be⸗ 
dürfniß der Zelt und durch die ſoeialen Auforderungen derſelben 
gegeben ſind. 

Während bei uns für dieſes Gebiet, wie für lein anderes in 
demſelben Maße, dieſelben Bedingungen einer Geſetzgebung nach der 
Richtung der beſtehenden preußiſchen ſchon längſt vorhanden find, hat 
unſere Geſetzgebung in wunderbarer Weiſe in höchſt conſeguenter 
Nucheinanderfolgung einen Weg eingeſchlagen, der im diametralen 
Widerſpruche mit den gleichmäßig ſich entwickelnden Bedürfniſſen ſteht. 
Man muß es betonen, daß das Heimatsgeſetz vom 25. October 1804 
dem Gedanken der Freizügigkeit ſchon einen viel weiteren Ausdruck 
gibt, als das Heimatsgeſetz vom 3. December 1863, welches gemacht 
worden iſt, nachdem das Gewerbegeſetz vom 20. December 1859 die 
weitgehendſte Freizügigkeit zugeſtauden hatte! 


— 2 — 


Mittheilungen aus der Praxis. 


und 


Nichtzuertennung des Erſatzes der Koſten für den von der Partel zur 
Tagſatzuug vor der politiſchen Behörde beſtellten Rechtsfreund im Falle 
des Koſtenerfatzes Seltens des Bezirkshauptmannes wegen Verſchuldens 
der Unterlaſſung rechtzeltiger Abbeſtellnug der anberaumten Tagſatzung. 


Das Stift A. befand ſich im Strelte mit der Anna W. zu O. 
wegen rüuͤckſländiger Holy, Streu- und Weidezinfe und wurde in dem⸗ 
felben vom Bezirkshauptmaun in & mit Beſcheid vom 11. Februar 
1869 eine Tagſatzung in der Gemeindekanzlei von St. G. ausge⸗ 
schrieben, welche ſofort mit dem bezirkshauptmannſchaſtlichen Beſcheide 
vom 14. Mai 1869 auf den 2. Auguſt 1869 verlegt worden tft. 
Ueber Einſchreiten des Stiftes A. wurde dieſe Tagfagung neuerlich auf 
den 3. Februar 1870 erſtreckt. Der bezirkshauptmannſchaſtliche Be⸗ 
scheid jedoch, womit dieſe Erſtreckung den Parteien intimirt wurde, 
vom 14. Juli 1869 datirt, iſt jedoch erſt am 31. Juli 1869 expe⸗ 
dirt und iſt durch ein Verſehen der Poſt der Anng W. erſt am 
7. Auguſt 1869 zugeſtellt worden. Derſelbe konnte jedoch nach dem 
damaligen Poſtenlaufe der in O. wohuenden Anna W. keinesfalls vor 
dem 2. Auguſt 1869 Früh zukommen, während für denſelben Tag 
11 Uhr Vormittags bereits die Tagſatzung in St. G. ausgeſchvie⸗ 
ben war. 

Zu dieſer anberaumten Friſt am 2. Auguſt hat ſich in St. G. 
ein Vertreter der Anna W., Dr. H. aus P., eingefunden und kehrte, 
nachdem er dort zu ſpat von der Erſtreckung der Tagſatzung Kenntniß 
erlangte, wieder nach P. zurück, wo er am Abende des vierten Tages 
anlangte. Anna W. begehrte nun den Exſatz des ihr von Dr. H. 
für diefe Reiſe aufgerechneten Betrages per 126 fl. 63 kr. von 
Seite des Bezirkshauptmanues. 

Die Bezirkshauptmannſchaft L. hat in erſter Inſtanz die Be⸗ 
ſchwerdeführerin mit Erkenntniß vom 17. September 1869 Z. 6505 
abgewiefen, weil nach ihrer Anſicht der am 31. Juli von L. expedirte 
Beſcheid noch am 1. Auguſt 1869 nach dem nur 6¼ Mellen ent⸗ 
fernten Orte O., mit welchem von L. aus eine tägliche Poſtverbindung 
beſteht, gelangen konnte. 

Die Statthalterei entſchied jedoch ddto. 8. Januer 1870, 
3. 15439, zu Gunſten der Anna W., „da die angeordneten 
nachträglichen Erhebungen ergeben, daß wohl allerdings zwiſchen 
v. und O. über H. eine tägliche Poftverbindung beſtehe, daß 
jedoch dieſelbe in dem vorliegenden Falle wegen mangelnden Poſt⸗ 


83 


anſchluſſes nicht zu benützen war, ſo daß nach dem damaligen Poſten⸗ 
laufe der fragliche Beſcheid, abgeſehen von dem Umſtande des noch 
weiter unterlaufeuen Irrthumes der Poſtverwaltung nicht mehr recht⸗ 
zeitig hatte anlangen konnen. Da fomit laut der erwähnten Nach⸗ 
tragserhebung an das Erkenutulß erſter Inſtanz auf einer unrichtigen 
Vorausſetzung beruhe, jo werde dasſelbe aufgehoben und der Bezirks⸗ 
hauptmann iu L. als verantwortlichen Amtsvorſtand zum Er ſa tze 
der Reiſekoſten der Anna W. von O. nach St. G. für die 
Hin⸗ und Rückfahrt mit 4% Meilen und Zehrbeitrag für einen 
Tag verpflichtet.“ 

Im Miniſterialrecurſe beſchwerk ſich Anna W. darüber, daß ihr 
nicht der Erſatz der wirklichen Auslagen, alſo nicht der volle von 
ihrem Vertreter Dr. H. aufgerechnete Betrag per 126 fl. 63 kr. 
zugeſprochen wurde, da fie falliſch um dieſen ganzen Betrag benach⸗ 
theiliget erſcheint und auf den Erſatz desſelben Anſpruch zu haben 
glaube, nach dem ſie doch zur Entſendung eines Rechtsfreundes berech⸗ 
tiget und daher die Bezirkshauptmannſchaft verpflichtet war, das Tag⸗ 
ſatzungserſtreckungsgeſuch des Stiftes A. fo ſchnell zu erledigen und 
zu expediren, daß Recurrentin noch frühzeltig genug ihren Verkreter 
verſtändigen konnte, was im vorliegenden Falle auch dann nicht 
moglich geweſen wäre, weun dieſer Verkreter iu ihrer nächſten Nähe 
ſich befunden hätte. 

Die Stalthalterei rechtfertiget ihre Entſcheidung damit, daß in 
der vorliegenden Streitſache zwiſchen dem Stifte A. und der Aung W. 
dieſe letztere wohl berechtigt, aber nicht verpflichtet war, ſich eines 
Rechtefrenndes zu bedienen und überdieß die Beſtellung eines ſolchen 
der Bezirkshauptmannſchaft in L. gar nicht angezeigt worden war. 

Das Minifterium des Innern hat mit Eutſcheidung vom 28. März 
1870 3. 3351 dem Recurſe der Anna W. aus den Gründen der 
Stalthalterel⸗Entſcheidung keine Folge gegeben. W. 


Betreffend die Unzulckſſigkeit der 
verhäugten Wisciplinarſtrafen gegen Urlauber und 
durch die polſtiſchen Behörden. 


Das General Commando in L. ſtellte das Auſiunen, daß bie 
gegen Urlauber und Reſervemänner, welche dem Einberufungsbefehle 
der vorgeſetzten Militärbehörde zur Waffenübung keine Folge leſſten, 
mllitäriſcherſeits verhängten Disciplinarftrafen in Fällen, wo am 
Aufenthaltsorte des zu Beſtrafenden oder ju deſſen unmittelbarer 
Nähe ſich lein Mititär⸗Stations⸗Commando befindet, durch die poli⸗ 
tiſchen Behörden in Vollzug geſetzt werden ſollen. 

Die Statthalterei hatte mit Note vom 11. Jänner 1870, 
Z. 59,291, dem General- Commando erklärt, dieſem Anſtunen nicht. 
eutſprechen zu könuen, weil ſeit dem Erſcheinen der vom General⸗ 
Commando berufenen a. h. Entſchließung vom 15. Juli 1857, 
publicirt durch eine Circular⸗Verordnung des Armee⸗Ober⸗Commando's 
vom 29. Zuli 1857, wornach der Vollzug gewiſſer von den Miktt 
behörden verhängter Disciplinarſtrafen gegen Urlauber und Reſer⸗ 
viſten unter Umſtänden durch die Eivilbehörden zu geſchehen hat, 
mittlerweile in Folge des Geſetzes vom 20. Mai 1869, R. G. B. 78, 
betreffend den Wirkungskreis der Militär⸗Gerichte, die Jurisdictlons⸗ 
Verhältniſſe ſich meſentlich verändert haben nnd die politiſchen Ber 
hörden die gegen Urlauber und Reſerpiſten militäriſcherſeſte verhängten 
Strafen, welche doch zumeiſt Freiheſtsſtrafen fein würden, thells 
wegen Mangel der geeigneten Arreſtlocalitäten, theils wegen Mangel 
einer Dotation zur Verpflegung ſolcher Individuen während der Haft 
zu vollziehen nicht in der Lage ſind. 

Das General⸗Commando beharrte indeffen in ſeiner Erwiderung 
an die Statthalterel auf feinem Begehren und erſuchte eneutuell 
darüber die Entſcheidung der Miniſterial⸗Juſtanz anzusprechen. 

Das Miniſterium des Innern ſprach ſich nun unterm 24. April 
1870 3. 2142 gegenüber dem Miniſterjum für Landesvertheidigung 
dahin aus, „daß es die von dem Statthaltereileiter dem General⸗ 
Commando gegenüber vertretene Anſicht vollkommen theile, und zwar 
was ſowol die Vollziehung militärgerichtlicher Straferkennkniſſe anbelangt, 
indem es hiezu die Civilbehörde überhaupt nicht für berufen halle, 
vielmehr glaube, es habe auch hier der Grundfatz in Anwendung zu 
kommen, daß derjenige, welcher zur Unterſuchung und Entſcheidung 
berechtiget auch zum Vollzuge der Strafe berufen iſt, als auch in 
Bezug auf den Umftand, daß die politiſchen Behörden ſolche Straf 
erkenntniſſe wegen Maugels au Arreſtlocalitäten und Gefangenwaär⸗ 
tern, ſowie wegen Mangels einer Dotation zur Verpflegung der 
Detenixten zu effectuiren gar nicht in der Lage wären. 


Vollziehung von militärſſcherſelts 
Reſervemänner 


Wegen der gedachten Verhöltulſſe vermögen die politiſchen Be⸗ 
hörden auch ſelbſt politiſche Häftlinge nicht anzuhalten, ſondern find 
Saunen ſolche Perſonen zur Verwahrung an die Gerichte abzu⸗ 
geben.“ H. 


Ein Fall zur Beleuchtung der Competeuz der Gemeindebehüörden in 
Auhelegenhelt der Verwaltung von Armenſtiftungen. 

In J. beſteht für unverſchuldet verarmte dortige Bürger ſeit ur⸗ 
alter Zeit eine Spitalsſtiftung, welche thells durch freiwillige Beiträge, 
theils durch die der Gemeinde J. als Obrigkeit bis zum Jahre 1811 
zugefloſſenen caduken Nachläſſe entſtanden iſt. Das Stiſtungsvermögen 
beſteht theils in Realitäten, theils in öffentlichen und Privatkapitaljen 
(Summe 67.941 fl. 1½ kr.). Die Stiſtungeverwaltung fteht nach 
dem vom Gubermum beſtätigten Stiftbriefe vou Jahre 1843 dem 
Magiſtrale und dem Stadtbechante gemeinfchaftlich zu; die Beſetzung 
der Pfründnerſtellen aber war dem Handeskammer⸗Unleramte als der 
der k. Leibgedingſtadt J. früher unmittelbar vorgeſetzten adminiſtra⸗ 
tiven Behörde vorbehalten (über Präſenlatiou des Magiſtrates und 
des Dechantes). Der Rechnungsführer hatte dieſes Amt unentgeltlich 
zu verſehen, und bezog als Entschädigung bloß den unentgeltlichen 
Genuß eines Gartens. 

Mit einem Statthalterei-Erlaffe vom 10. Juli 1865, Z. 20571, 
wurde in Folge der feilher eingetretenen Aenderungen in dem Wir⸗ 
kungskreiſe der Gemeinden und dem Organismus der If. Behörden ange⸗ 
orduet, daß vorbehaltlich des ſtaatlichen Oberaufſichtsrechtes (Hubern.⸗ 
Berordn. u. 21. Juni 1841, 3. 29703 P. G. B. 23 Nr. 154) 
und der ſtiftbriefsmaßigen Mitwirkung des Sfadtdechantes bei der 
Verwaltung — die Geſchäfte der laufenden Verwaltung von dem Ge⸗ 
meindevorſtande, die übrigen Geſchäſte, ſomit jene, welche das Landes⸗ 
unterkammeramt als vorgeſetzte Adminiſtratip⸗Behörde früher beſorgte, 
vou dem Gemeindeausſchuffe (§. 28, 30, 33, Gem. Ord. für Böhmen 
vom 16, April 1864 *) innerhalb der Beſtimmungen des Stiftbriefes 
vom Zahre 1843 zu beſorgen fein. 

Der Gemeindevertretung von J, erſchien aber ungeachtet der mit 
Stalthalterci-Erlaß vom 10. Juni 1865 getroffenen Verfügungen der 
Stiftbrief vom Jahre 1843 als im Widerſpruche mit dem, der Ges 
meinde nach $. 28 Gem. Ord. 1864 zuſtehenden Autonomie ſtehend, 
weßhalb ſie einen neuen Stiftbrief entworfen und deſſen Genehmigung 
bei der Statthalterei augeſucht hat. 

Nach dem neuen Entwurfe ſoll: 1. an die Bezirksvertretung 
übertragen werden die Genehmigung der Verkäufe aus freier Haud 
oder im Lieſtationswege, der Verpfändung oder dauernden Belaſtung 
der zum Stammvermögen der Stiftung gehörigen Objekte, und die 
Genehmigung der Verpachtung der Stiftärealitäten auf länger als 
zwölf Jahre. 2. Die Stiflunge-Mitverwaltung durch den Seelſorger 
ſolle weggeloffen werden, weil die Stiftung kein Beſtandtheil eines 
Kirchenvermögens, dieſe Mitwirkung des Seelſorgers ſonach nicht noth⸗ 
meudig iſt, und für dieſen eine nur überflüſſige Laft wäre, indem nicht 
anzunehmen fei, daß der aus 36 Gliedern beſtehende Gemeindeausſchuß 
bei Verwaltung oder Verleihung der Stiftung ungebührlich vorgehen 
werde. 3. Dem Spitalarzte ſolle eine Entlohnung von 120 fl. und 
4. dem Rechnungeführer eine Entlohnung von 150 fl. zuerkannt 
werden. 

Die Statthalterei erklärte mit Erlaß vom 10. Oktober 1869, 
Z. 48124, „dermal in eine neue Verbriefung dieſer Stiftung nicht 
eingehen zu können, ſondern dieſes jenem Zeitpunkte vorbehalten zu 
müſſen, bis die in einem Statthalterei-Erlaſſe vom 26. Mai 1869, 
3. 28076 in Rückſicht auf dieſe Stiftung vorbehaltene Regulirung 
des Stammvermögens der Stiftung durchgeführt fein werde, da das 
Stiftungsvermögen in dem Stiftbriefe individuell angeführt werden 
muſſe. Uebrigens könnte der vorgelegte Entwurf nicht zur Grundlage 
der Ausfertigung werden: Denn erſtens ſei nach dem Enlwurfe des 
Verwaltungs- und Präſeutationsrechts dem Gemeindeausſchuſſe allein 
zugedacht, mit Uebergehung des Dechantes, deſſen Rechte in dem Stifte 
briefe anerkannt ſeien, und daher gewahrt werden muſſen. Zweitens 
ſei nach dem Entwurfe der Bezirksverkretung nicht nur das Aufſichts⸗, 
ſondern in wichtigeren Angelegenheiten auch das Eutſcheldungsrecht zu⸗ 
gedacht. Dieſes gehe nicht an, weil in dem Wirkungskreis der Bezirks⸗ 
nertretungen nach 8. 51 deg B. V. G. für Böhinen vom 25. Jul 1864 
nur die aus Bezirksmitteln dotirten Anſtalten und nach 8. 96 des 
Gemeindegeſetzes vom 16. April 1864 nur die Obforge über die un⸗ 


*) Diefe Paragranhe enkhalken die allgemeinen Beikinmungen über den 
Wirkungefreis der Gemeinde (8. 28) und des Gemefnde Kusſchuſfes 


geſchmälerte Erhaltung des Stammvermögens der Gemeinden und ihrer 
Anſtalten gehören, weil das Spital, wenn es auch eine Gemeindean⸗ 
ſtalt fet, fein eigenes geſtiftetes Vermögen beſitze, und über Stiftun- 
gen bloß die polttiſchen Behörden mit Ausſchluß der Bezirksvertre⸗ 
tungen die Tutel zu üben haben. Drittens muſſe auch die Paſſirung 
einer ſtändigen Remuneration für den Rechuungsführer beauſtaudet 
werden, da dieſes Amt eln unentgeltliches Ehrenamt fei, wofür nur 
der Genuß eines Gartens zufolge Stiſtbriefes vom Jahre 1843 ein⸗ 
geräumt wurde.“ 

Im Miniſterial⸗Recurſe bemerkte die Gemeinde; Die Ausſcheldung 
des Seelſorgers ſei deßhalb in der Ordnung, weil die Stiftung ein 
durch die dortigen Zuſaſſen errichtetes Gemeindeinſtitut ſel, mit wel⸗ 
chem die Kirche nichts zu thun habe. Die früher beabſichtigte Remu⸗ 
meration des Rethuungsführers mit jährlichen 150 fl habe die Ge: 
meinde ſelbſt nunmehr aufgegeben. 

Das Miniſterium des Innern hat mit Entſcheidung vom 
13. April 1870, 3. 4769, erkannt: „Dem Recurſe des Gemeinde 
vathes v. J. gegen die Stalthalterel⸗Entſcheldung vom 10. October 1869, 
3. 4812, inſoweit mit dieſem Erlaſſe ausgeſprochen wurde, daß 
eine neuerliche Verbriefung der Stadt Spitolſtiftung in J. dem Zeitz 
punkte der Durchführung der im Zuge befindlichen Regulirung des 
Stammpermögens vorzubehalten ſei, wird keine Folge gegeben, da es 
nur als wünſchenswerth bezeichnet werden kann, daß dieſe Regulirung 
in dem neuen Stifthriefe ihren Ausdruck finde, und Gründe, welche 
dlefem, ohne Zweifel nur kurzem Aufſchube entgegenſtehen würden, in 
dem Miniſterial⸗Recurſe licht geltend gemacht werden. 

Was die einzelnen Beſtimmungen des Stiftbriefes anbelangt, jo 
hat die Statthalterei (außer der Remuneration für den Rechnungs⸗ 
führer, in Betreff welcher der Stadtruth von der urſprünglichen In⸗ 
tention zurücktritt) vorläufig zwei Punkte als ſolche bezeichnet, rück⸗ 
ſichtlich welcher die ſtiftungsbehördliche Genehmigung nicht in Ausſicht 
geſtellt werden könne. Der Eine betrifft die Mitwirkung des Ort⸗ 
ſeelſorgers bei der Verwaltung der Stiftung, der andere die Elufluß⸗ 
nahme der Bezirksvertretung⸗ 

Ju beiden Beziehungen muß anerkannt werden, daß, nachdem es 
ſich bei der fraglichen Stiftung um ein durch die Gemeiude — bes 
ziehungsweiſe durch jene Organe, die fie ehemals zu vertreten hatten — 
der Armenpflege in der Gemeinde gewidmetes Vermögen handelt, es 
volllommen angemeſſen fein wird, den neuen Stiftbrief mit den 
Grundlägen des Armeugeſetzes für Böhmen vom 3. December 1868, 
v. G. Nr. 59, in Einklang zu fegen und daher die in dieſem Geſetze 
rückſichtlich der Verwaltung des der Armenpflege gewidmeten Ver⸗ 
mögens enthaltenen Beſtümmungen auch auf dieſe Gemeindeauſtalt für 
Avmenpflege in Anwendung zu bringen. 

Ju dieſer Erwägung findet das Miniſterlum des Inneru anzu 
ordnen, daß der 8. 31 ) des bezogenen Geſetzes in Betreff der Mit⸗ 
wirkung des Ortsſeelſorgers auch bet Feſtſetzung der Beltimmungen 
des neuen Stiftsbriofes üben die Verwaltung dieſer Stiftung als 
maßgebend zu betrachten ſein werde und auch die Beſtimmung jenes 
Abfatzes des Stiftsbriefentwurfes, welche von der Campatenz der Be⸗ 
zirks vertretung ſpricht, nach Zulaß des §. 19 **) des Armengeſetzes 
unter Wahrung der Stiftungsoberaufſicht der Staatsverwaltung und 
ſpeciell des derfelben im 8. 36 ***) desſelben Geſetzes eingeräumten 
Wirkungskreiſes nicht zu beanſtäudeu.“ 

Bei dieſer Entſcheidung ließ ſich das Miniftertum von folgenden 
weiteren Motiven Leiten; 

Wie es ſich um die Abänderung des Stiftbriefes handelt, iſt es 
angemeſſen, daß in Ermanglung eines beſonderen ſtifteriſchen Willens, 
auf den durch die Gemeindeordnung und das böhmiſche Armengeſetz 
geänderten Stand der Dinge Rückſicht genommen werde. Jedenfalls 
iſt das Spitals⸗Vermögen in J. ein der Armenpflege gewidmetes 
Vermagen, deſſen Verwaltung nach dem bühmiſchen Armengefetze und 


) f. 31 des Ayktengeſtzes lautet: „Die Pflichten, welche der Gemeſnde 
noch dieſein Geſetze (dem Armengeſehe) obliegen, erfüllt dieſelbe entweder die 
mit durch ihren Ausſchuß, oder urch eine zu dieſem Zwecke van der Gemeinde: 
verrrerung deneute Armencommiton; In Delben Fallen gebahrt den Ortsſeel⸗ 
ſorwern bel den Nethaublungen über Mtmenpfleg und Stimme. 

, 15 date . ie Mamdnderug, Veräußerung oder bletbentr Bir 
laſlung des der digen Mer ihmeten Stammuermögens, ſowie auch die Ber: 
wendung mehrſu riger e Dirmanbten Zwecken iſt nur mit Geneh⸗ 
migung der Bezkrksbertretung di t. J 47 G. O.)“ 

„ Normirt das Auſſichts⸗ und Entſcheidungsrecht der Siagtsperwal⸗ 
tung in Armenſachen lediglich nuch dem Geſichtspunkte des Art. XVI des Ge: 
ſetzes vom 5. März 1862, 


> 


zwar im Sinne der 88. 17, 18 und 34 der Gemeinde anfeimfältt, 
bei der jedoch auch der §. 31 dieſes Geſetzes zu beachten ift, nach 
welchem dem Ortsſeelſorger bei den Verhandlungen des Gemeinde⸗ 
ausſchuſſes oder der durch die Gemeindevertretung beſtellten Armen⸗ 
commiſfion Sitz und Stimme gebührt. Aus demſelben Grunde muß 
ſich auch die Folgerung ergeben, daß die Beſtimmung des Abſatzes 10 
des Stiftbriefentwurfes in Betreff der Cozupetenz der Bezirksverkre⸗ 
tung zu gewiſſen Acten nicht zu beanftänden iſt. Geht man nämlich 
von der Vorausfetzung aus, daß diefe Armenfliftung der Obforge der 
Gemeinde nach den Grundſätzen des bezogenen Armengeſetzes überant⸗ 
mortet werden ſoll, und es iſt kein Grund vorhanden, diefe Voraus⸗ 
ſetzung fallen zu laſſen, da der §. 18 dleſes Geſetzes ſelbſt rückficht⸗ 
lich des für befondere Zwecke der Armenpflege geflifteten, in der Ver⸗ 
waltung der Gemeinde ſtehenden Vermögens nur die beſondere Bes 
ſtimmulg enthält, daß es ſtreng ſtiftungsgewmäß zu erhalten und zu 
verwenden fei, jo muß man auch die Auwendung des 8. 19 zugeben, wel⸗ 
cher die Umünderung, Veräußerung oder bleibende Belaftung des der 
Armenpflege gewidmeten Vermögens, ſowie nuch die Verwendung mehr⸗ 
jähriger Ueberſchüſſe zu verwandten Zwecken mit Genehmigung der Ber 
zirksvertretung geſtattet und dabei auf 6. 97 Gem.⸗Ordnung hinweiſt. 
Da es jedoch nicht augezeigt erſcheint, eine doppelte Bewilligung, 
nämlich die der Bezirksvertretung und der Stiftungsbehörde eintreten 
zu laſſen, und in Armenfachen das Aufſichts⸗ und Entſcheidungsrecht 
der Staatsverwaltung nach $. 36 des Armengeſetzes durch die 88. 102, 
103 und 104 der Gemeinde⸗Ordnung beftimmt wird, fo muß auch 
in Betreff dieſes Punktes dem Recurſe unter Wahrung des Stifkungs⸗ 
aufſichtsvechtes der Staatsverwaltung und der derſelben insbeſonders 
nach dem bezogenen Paragraphe 36 zu ſtehenden Einflußnahme Folge 
gegeben werden. Wenn bie Statthalterei fngt, daß in den Wirkungs⸗ 
kreis der Bezirksvertretungen nur die aus Bezirksmitteln dotirken 
Anſtalten für Armenverſorgung gehören, und der g. 96 des Gemeinde⸗ 
geſetzes ſich nicht auf eine Gemeindeanftalt bezieht, welche geſtiftetes 
Vermögen befiht, weil über die Stiftungen einzig und allein die poli⸗ 
tifchen Behörden mit Ausfchluß der Bezirksvertretungen und ihrer 
Ausichüffe die Tutel zu üben berufen find, fo ift dies nicht richtig, 
weil die Gemeinde Ordnung auch die auf Stiftung beruhenden Bes 
meindeanſtalten unter Wahrung der Stiſtungsbeſtimmungen der Vers 
waltung der Gemein de nach den fonfligen allgemeinen Beftimmungen 
unterwirft, und was die Ingeranz der höheren autonomen Organe 
betrifft, von derſelben die auf Stiftungen beruhenden Gemeindeanſtal⸗ 
ten nicht ausnimmt, und eine ſolche Ausnahme auch in dem böhntir 
ſchen Armeugeſetze, wo fie zu machen doch Veranlaſſung genug vor⸗ 
handen geweſen wäre, nicht gemacht iſt Der Staatsverwaltung bleibt 
auch dann das Stiftungsoberaufſichts recht, kraft deſfen fie zu inpfgili⸗ 
ren haben wird, daß die Beſtimmungen des Stiftbriefes genau eln⸗ 
gehalten, insbeſondere aber das Stiftungsvermögen nicht feinem 
Zwecke entzogen werde, und daß keine Aenderung in den Stiftungs⸗ 
beſummungen ohne Genehmigung der Staatsverwaltung eintrete. 


Perſonalien 
nach dem amtlichen Theile der „Wiener Zeitung“. 

Se, Majeftät haben den ungariſchen Landes finanzminiſter Melchior von 
Lonyay unter A. h., voller Annerkennung bet ausgezeichneten Dienſie des⸗ 
ſelben von biefem Poſten enthoben und zum Reichspnanzminifter ernannt. 

Se. Maſeſtät haben dem k. und k. außerordentl. Geſandten und bevoll⸗ 
mächtigten Miniſter Ferdinand Grafen Wydenb ruck has Avaflfeen des 
run Joſeſs Ordens verliehen. 

Se. Majeftät haben dem Sectionschef im Reichsfiuanzminiſterlum Vincenz 
Men inger deu Orden der eſſernen Krone II. Claſſe verlichen. 

Se, Majeftät haben den Miniftertaleoneipiften Im, Miniflerlam des Innern 
Engelbert Riepl und Albert Stockher den Titel und Rang von Minijterlal: 
fecretäten tazfret verliehen. 

Se. Majeſtät haben dem penſtonttten Hofſecretar des oberſten Nechnags⸗ 
hofes Jakob Baldaß den Adelsſtand mit ben Ehrenworte, „Edler“ verliehen. 


Erledigungen 
aus dem Aumtsblatle der „Wiener Zeitung“. 


tier: und Hofzgeld bis 15. Juri 18 1 
Mehrere Bauadjunctunftelen im Bereſche des © 
zien bis 16. Junk 1870; (Amtsblatt 118). 


Druck von A. Pichler's Witwe & Sohn in Wien. 


Verlag von Morih Perles in Wien, Stadt, Splegelgaſſe 17. 


